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I.P.O.N. – International Peace Observers Network 

Themeninfo: Kriminalisierung 
Human Rights Observations in the Philippines 

 

 

 

 

 

 

 

DER HINTERGRUND 

Unter Kriminalisierung versteht IPON 
den Prozess, in dem einzelne Perso-
nen als Straftäter_innen und/oder 
ihre Handlungen als Straftaten defi-
niert werden. Es handelt sich um eine 
Strategie, bei der das Justizsystem 
ungerechtfertigterweise eingesetzt 
wird, um MRV bei ihrer Arbeit syste-
matisch zu behindern. Zuvor legale 
Handlungen werden durch Rechtsvor-
schriften und gerichtliche Entschei-
dungen ins Rechtswidrige verkehrt. So 
wird beispielsweise die politische 
Motivation hinter systematisch ge-
stellten Anzeigen nicht erkannt. Fälle 
werden der falschen Gerichtsbarkeit 
zugestellt, Ermittlungen mangelhaft 
geführt, Prozesse unverhältnismäßig 
lang in einem ungerechten Verfahren 
behandelt und die eigentlichen 
Täter_innen bleiben straffrei. Beson-
ders in den Philippinen scheint die 
Bandbreite unterschiedlicher Formen 
von Kriminalisierungen besonders 
groß: 

• Außergewöhnlich viele Anzeigen 
gegen MRV. Typische Fälle des 
SLAPP (strategic lawsuit against 
political participation). 

• MRV werden der Zusammenarbeit 
mit Guerilla-Gruppen angeklagt. 
Hinzu kommt eine systematische 
Stigmatisierung und Brandmarkung 
z.B. als Kommunisten (Strategie 
des Red-Baiting) 

• MRV werden häufig weder über 
den Grund ihrer Verhaftung 
informiert noch sofort einer/ 
einem Richter_in vorgeführt. 

• Internationale Normen der fairen 
Prozessführung werden verletzt. 

Die Verantwortlichen für diese Art von 
Kriminalisierung in den Gerichten, der 
Polizeiführung, der Staatsanwaltschaft 
und dem Justizministerium werden 
nicht strafrechtlich verfolgt, sie 
brauchen auch keine weiteren Sank-
tionen auf dem Dienstweg zu be-
fürchten. Natürlich kennt der Gesetz-
geber formalisierte Wege, um gegen 
Amtsinhaber_innen vorzugehen, doch 
erweist sich – soweit nicht intraelitäre 
Machtkonflikte die Situation beein-
flussen – das Instrument der Dienst-
aufsichtsbeschwerde als recht schlep-
pend und ist nur ein theoretischer 
Weg für MRV sich der Kriminalisierung 
zu erwehren. Der Nachweis von Krimi-
nalisierung ist verhältnismäßig schwer 
zu führen und ist faktisch nur über 
Systematiken und Indizien möglich. 
Dies ist bei physischen Gewalt-
anwendungen am konkreten Fall er-
heblich leichter. 

DIE FOLGEN 

Finanzielle und psychologische Schä-
den sowie ein großer Zeitaufwand für 
die Angeklagten gehen einher mit 
schwindendem Vertrauen in das staat-
liche Justizsystem. Das Unvermögen 
des Staates auf das Problem zu reagie-
ren, kann zur Demoralisierung und 
Demotivierung der Betroffenen 
führen. Wenngleich in den letzten 
Jahren entstandene Gesetze und 
Memoranden Kriminalisierung 
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verhindern sollen, werden die daraus 
resultierenden Pflichten der 
Amtsträger_innen nicht ausreichend 
kontrolliert, evaluiert und korrigiert. 
Die rechtmäßige Behandlung der 
Angeklagten bleibt oft dem guten 
Willen der Entscheidungsträger_innen 
überlassen. Kriminalisierung wirkt 
subtil und die Kosten für die 
Täter_innen sind gering, gerade wenn 
die Betroffenen sich nicht oder nur 
unter hohem Aufwand verteidigen 
können. 

Die Gefahren und Folgen von Krimina-
lisierung lassen sich stichpunkthaft 
zusammenfassen: 

• wirkt subtil 
• verursacht ein Klima der Angst 

• lähmt MRV sich zu engagieren 
• bedeutet großen Aufwand der Be-

troffenen (Kosten, Zeit, Energie) 
• moralisch weniger verwerflich als 

physische Gewalt 
• Kollateralschäden niedriger als 

politische Morde. 

SYSTEMATISCHE FALLSAMMLUNG 

Willkürliche Anklage vor dem 
Regionalgericht in Mindanao 

Kriminalisierung von MRV ist nur 
schwer am Einzelfall nachweisbar. 
IPON hat insbesondere in der Region 
Bondoc die MRV – die mit einer Flut 
von Anzeigen konfrontiert sind – be-
gleitet, um Fälle von Kriminalisierung 
systematisch zu identifizieren und 
öffentlich zu machen. Provinz-
richter_innen führen unfaire Prozesse 
gegen MRV und sind maßgeblich ver-
antwortlich für Prozessverschlep-
pungen und die Aufsichtsbehörde un-
ternimmt nichts dagegen. Die oberen 
Aufsichtsbehörden in Manila (Justiz-
ministerium, Oberster Gerichtshof und 
Innenministerium) unterlassen eine 
effiziente Kontrolle, um diese Art der 

Menschenrechtsverletzungen zu ver-
hindern oder gehen eingereichten 
Dienstaufsichtsbeschwerden unterer 
Dienststellen nur mangelhaft nach. 
IPON identifiziert drei staatliche 
Stellen, die einen wesentlichen Ein-
fluss haben, um Fälle von Kriminalisie-
rung zu verhindern: 

• Polizei: Auf- bzw. Nichtaufnahme 
von Anzeigen 

• Staatsanwaltschaft: Annahme von 
Fällen, Weiterleiten an falsche Ge-
richtsbarkeit 

• Justiz: Richter_innen: Unfaire Ge-
richtsverfahren 

HANDLUNGSOPTIONEN IN DEUTSCHLAND 

Durch internationale Verträge hat sich 
die Bundesrepublik Deutschland für 
die Menschenrechte verpflichtet und 
muss für diese auch international ein-
treten. Der Staat und seine Verwal-
tungsorgane stehen somit nicht neut-
ral den Philippinen gegenüber, son-
dern sind verpflichtet sich für die 
Menschenrechte dort stark zu 
machen: Dies kann dadurch erfolgen, 
dass die BRD von den philippinischen 
Autoritäten die Umsetzung der 
menschenrechtlichen Verpflichtungen 
einfordert und ggf. Druckmittel (z.B. 
über die regelmäßige Evaluation der 
menschenrechtlichen Lage durch die 
Vereinten Nationen) einsetzt. Sowohl 
der Bundestag als auch das Europäi-
sche Parlament können Resolutionen 
für die Einhaltung der Menschenrechte 
verfassen und Protestnoten an die 
philippinische Regierung abgeben. Die 
Zivilgesellschaft in Deutschland sollte 
dies von ihren Staatsvertreter_innen 
und Abgeordneten aktiv einfordern. 

Die Zivilgesellschaft kann öffentlichen 
Druck gegenüber ihren Staatsver-
treter_innen aufbauen und sich direkt 
an die philippinischen Autoritäten 
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wenden, z.B. durch die Teilnahme an 
Briefaktionen. 

Eine internationale Öffentlichkeit, die 
sich für die Belange der Menschen-
rechte in den Philippinen interessiert 
zeigt und informiert ist über die Kri-
minalisierung von MRV im Land, wird 
viel erreichen. Der philippinische 
Staat scheint vergleichsweise offen 
auch für kritische internationale 
Stimmen,  nicht zuletzt aufgrund des 
demokratischen Selbstverständnisses 
als Folge der Überwindung der Marcos-
Diktatur. Die Philippinen sehen sich 
gerne als Vorbild eines demokrati-
schen und Menschenrechte achtenden 
Staats in Südostasien. Die Einforde-
rung der Einhaltung der Menschen-
rechte unter Bezugnahme auf dieses 
Selbstverständnis seitens der deut-
schen und internationalen Zivilgesell-
schaft und von Privatpersonen erweist 
sich hierbei als Chance. 

Gerade Personen, die mit der Materie 
des Rechtssystems bewandert sind, 
sollten sich als Fachpersonen als auch 
als Fachkolleg_innen an ihre 
Amtskolleg_innen in den Philippinen 
wenden, um diesen Missstand auf 
fachlicher Ebene und auf der Ebene 
des Berufsethos mit ihnen zu diskutie-
ren und ihre Besorgnis zum Ausdruck 
zu bringen. Dies sind hierzulande ins-
besondere Anwälte, Richter und 
Personen, die sich mit den Grundrech-
ten auseinandersetzen. IPON unter-
stützt gerne und stellt den Kontakt zu 
wichtigen Akteuren in der Verwaltung 
des Justizministeriums, regionalen 
und lokalen Richter_innen bzw. 
Staatsanwält_innen her. Auch zu kriti-
schen menschenrechtsbewanderten 

Anwält_innen kann IPON Kontakt 
herstellen. 
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